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Eine Bilanz der polniſchen Landwirtſchaſt herbſt 1933. 


Bei der Tagung der polniſchen Landwirtſchafts kammern und 
landwirtſchafktlichen Organifationen am 14. Oktober 1933 erftattete 
Dr. Janta-Polczynski, der 1930—1932 (bis März) das 
polniſche Landwirtſchaſtsminiſterium verwaltet hat, ein ausführ- 
liches Referat über die heutige Lage der Land- 
wirffhaft Polens, verglichen mit ihrer Lage 
in dem Wirtſchaftsjahr 1930 — 1931. Der ein- 
drucksvolle Bericht ſührte u. a. aus: 0 

Wenngleich genaue Skatiſtiken über den Wert des Erlöſes der 
Landwirlſchaft aus dem Abſatz ihrer Erzeugniffe nicht vorhanden 
ſeien, ließe ſich die Höhe ihrer Einkünfte immerhin ennähernd be- 
ſtimmen, wenn man die Angaben der Eiſenbahnverkehrsſtatiſtik, 
ſowie die Schätzungen über den Verbrauch der polniſchen Stadt- 
bevölkerung an Agrarprodukten und ſchließlich die Zahlen der 
Ausfuhrjtatiftik zu Hilfe nähme. Für Roggen ergäbe ſich z. B. 

de Rechnung: 

ra 8 im inneren Verkehr 1932 betrugen 
322 088 to. Dies fei wohl nur der Verbrauch der Großſtädte ge- 
weſen, da die kleineren Städte vorwiegend durch Fuhrwerke be. 
liefert würden. Der Geſamktverbrauch ſei alſo anzusetzen mit 
716 000 to zu 164,30 Zloty . . 117 600 000 Zloty 
dazu Werk der Roggenausfuhr 1932 — 1933. 38 131000 „ 
dazu Werk der Ausfuhr von Roggenmehl % 

"19321933 1 273800 „ 

Insgeſamt 158 469 000 Zloty 
dagegen Einkünfte 1930—1931 276 504 000 Zloty 

Entfprechende Rechnungen folgen für: Weizen, Gerſte, Hafer, 
Auen Bohnen, Kartoffeln, Zuckerrüben, Hopfen, Flachs, 
Hanf, Gartenerzeugniſſe, Pferde, Rindvieh, Molkereiprodukte, 
Schweine, Schafe, Geflügel, Eier und Fiſche. 

Es ergäbe ſich alſo folgende Zuſammenſtellu ng 
der mulmaßlichen Verkaufserlöſe der polni- 
ſchen Landwirtſchaft 1932— 1933; verglich en 
mit den Ergebniſſen des Wirtſchaftsjahres 
1930-1931: 


1932—1933 1930—1931 30 

159 469 000 276 504 000 3. 
u. 178 542 000 181 679 000 „ 
Gerſte . 56808 000 84 106 000 „ 
DEN 18 860 000 55 236 000 „ 
Erbſen, Bohnen 22 618 000 26 027 000 „ 
Karloffeln 65 251 000 119 889 000 „ 
Zuckerrüben 94 840 000 206 523 000 „ 
Hopfen 2340 000 3 170 000 „ 
Flachs, Hanf 10 490 000 13 366 000 „ 
Gartenerzeugniſſe 82 804 000 100 000 000 „ 
Pflanzliche Erzeugniſſe 692 022 000 1066 500 000 3. 


vom Oſtlan d- Inſtitut 


in danzig 


19321933 19301931 


Pferde 14 737 000 35 858 600 31. 
Aindvih . . . 114 723 000 248 864 000 „ 
Molkereiprodukte 143 054 000 236 380 000 „ 
Schweine 3001 111 000 452 210 000 „ 
Schack-e 3336 000 6 530 000 „ 
Wolle 2520 000 3 750 000 „ 
Geflügel 32 393 000 47271000 „ 
Eier 63237000 139812000 „ 
Fiſche 2323926 000 39 436 000 „ 


Animaliſche Erzeugniſſe 699 237 000 

Übrige Erzeugniſſe 
(Buchweizen, Saaten, 
Stroh uſw.) 


1210 120 000 3]. 


60 000 000 
Geſamlerlös 1451 259 


100 000 000 „ 
2 376 620.000 31. 


Bei Berückſichligung anderer Berechnungsmethoden könnte ' 
man den Verkaufserlös der polniſchen Landwirtſchaft für 1932 
bis 1933 auf rund 1600 Millionen Zloty anſetzen. 
Es ſei alſo nicht verwunderlich, daß eine frühere Verechnung der 
Wirkſchaftsergebniſſe kleinerer Betriebe (Staniewicz in der amt- 
lichen Zeitſchrift „Rolnictwo“) folgende Entwicklun g ber 
Rentabilität der polniſchen Landwirktſchaft 
ermittelt habe: 

1927/28: 1928/29: 1929/30: 1930/31: 1931 32: 1932133: 
Brutto⸗Ertrag pro ha 542 610 585 499 379 283 31. 
Aufwand pro ha. . 399 400 436 395 352 290 „ 
Reinertrag pro ha . 143 210 149 104 27 7 
Brutto⸗Ertrag pro 
100 3. Aufwand. 135,8 152,5 1342 126,3 107,7 979, 
Verzinſung des Be⸗ „ 
triebskapftals 5,79 6,75 4,28 2,82 0,67 — 7 

Die Hilfsmaßnahmen der polniſchen Regierung für die Land- 
wirtſchaſt ſeien alſo durchaus begründet; wenn fie trotz des hohen 
und für Posen ſehr beſchwerlichen Aufwandes den Niedergang 
der landwirtſchaſtlichen Renlabilität nicht hätten verhindern kön- 
nen, jo ſei der wichtigſte Grund für dieſe kataſtrophale Enkwick⸗ 
lung die internationale Entwicklung, die faſt überall Beſchränkun⸗ 
gen der landwirtſchaftlichen Einfuhr gezeitigt habe. 

Der Bericht erwähnt die Einfuhrbeſtimmungen verſchiedener 
Länder und verweilt ausführlicher bei den Schwierigkeiten für 
die polniſche Ausfuhr von Tierzuchtprodukten. Das beſte Beiſpiel 
böle hier die Entwicklung der polniſchen Baconausfuhr. 
Die Ausfuhr Polens habe ſich lawinenarkig dem engliſchen Markt 
zugewandt und dort einen bedeutenden Preisſturz hervorgerufen 
(dazu komme ſeik 1931 die Einfuhrkontingentierung). Infolgedeſſen 
habe Polen erzielt: 


1930 für 243 842 dz Bacons 71 525 000 3]. 
1932 „ 535 984 „ . 72 212 000 „ 


Polen ſei gegenüber der allgemeinen Aukarkiepſychoſe 
machtlos und könnte krotz aller Fehlſchläge nur immer wieder ver- 
ſuchen, durch internationale Vereinbarungen die Erportichwierig- 
keiten zu beheben, u. a. durch ſtändige Wiederholung der alten 
Forderung des oſteuropäiſchen Agrarblocks, daß dieſen Staaten 
die Zahlung ihrer Schulden durch Warenlieferungen, insbeſondere 
durch den Abſatz ihrer landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe, ermöglicht 
werden müſſe. 

Es hätte keinen Sinn, hier feſte Vorſchläge zur Behebung 
der Notlage der polniſchen Landwirtſchaft zu machen, das agra- 


„ 


riſche Hilfsprogramm müſſe fih der Geſamtentwicklung, die noch 
völlig unüberſehbar ſei, anpaſſen. 

[,Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 245, 25. 10. 1933. ] 

Zur Ergänzung dieſer Ausführungen über die Not der polni- 
ſchen Landwirtſchaft ſei noch verwieſen auf einen anderen Auf- 
ſatz, in dem recht ausführlich die Wirtſchaftsrech- 
nung eines kongreßpolniſchen Gutsbetrie- 
bes von 1000 Morgen (wovon 600 Morgen Wald) dargeſtellt 
wird. Bei muſterhafter Bewirtſchaftung habe dieſes Gut für das 
Wirtſchaftsjahr 1932—1933 einen Brutto-Erkrag von 39 617 Zloty, 
einen Reinertrag von 2 763 Zloty (ohne Berückſichtigung der Zin- 
ſenlaſten!) ausgewieſen. („Gospodarka Narodowa“ Nr. 20 (15. 10. 
1933), S. 314-315.) 


polen und der Donauraum. 

Über die Stellung Polens zu den verſchiedenen Plänen einer 
wirtſchaftlichen Neuordnung des Donauraumes erklärt Dr. T. 
Lychowski, der als Leiter der Verkragsabteilung im polni- 
ſchen Handelsminiſterium maßgeblichen Einfluß auf die derzeiti- 
gen Wirtſchaftsverhandlungen Polens beſitzt (vergl. Nr. 1, S. 3), 
in der Zeitſchrift des Zentralverbandes der polniſchen Induſtrie 
(„Leviathan“): 

Eine Überſicht der bisher vorgebrachten Pläne („Anſchluß“, 
Tardieu- und Venesz-Plan, italieniſches Projekt) zeige, daß Po- 
len in ihnen ſtets übergangen werde, und es erhebe ſich die Frage, 
ob und wie dieſe Auslaſſung Polens ſich mit den Grundgedanken 
der polniſchen Handelspolitik vereinbaren laſſe? 

Polens Ausfuhr nach den fünf Donauſtaaten habe 1929 wert- 
mäßig 26,2 % der polniſchen Geſamtausfuhr betragen gegenüber 
31,2 % für die Ausfuhr nach Deutſchland, 10,3 % für die Aus- 
fuhr nach England. Seither habe ſich die Struktur der polniſchen 
Ausfuhr ganz erheblich gewandelt: Deutſchlands Ankeil ſei bis 
1932 auf 16,2 % der Geſamtausfuhr geſunken, der Anteil Eng- 
lands auf 16,4 % (Januar Juli 1933 gar 20,5 %) geſtiegen. Der 
Anteil der Donauſtaaten ſei bis 1932 auf 21,8 % (Januar-Juli 
1933 ſogar 13,4 2%), auf die Hälfte des früheren Anteils, gejun- 
ken. Dieſer Rückgang ſei vornehmlich die Folge des Sinkens der 
polniſchen Ausfuhr nach den Induſtrieſtaaten Hfferreich und der 
Tſchechoſlowakei; die Umſätze mit den Agrarſtaaten Rumänien, 
Ungarn und Südflavien feien jtet3 unbedeutend geweſen. Es müſſe 
alſo feſtgeſtellt werden, daß, „bevor es noch zu irgendwelchen 
dauernden politisch- wirtschaftlichen Veränderungen im Donau- 
raum kam, wir von den dortigen Märkten schon fast ausge- 
schlossen waren.“ Allerdings gewähre dieſe Lage Polens min- 
deſtens die „negative Garantie“, daß jede Neuordnung, 
die Polen übergehe, gegenwärtig keine bedeukendere Erjchütte- 
rung für die polniſche Ausfuhr bewirken könnte. 

„Kann aber Beschränkung auf eine solche Feststellung, 
ruhiges Abwarten auf endgültige Liquidierung unserer Aus- 
fuhr nach Südosten von uns als Leitgedanken unserer Politik 
gegenüber den bevorstehenden Wandlungen in diesen Gebie- 
ten angenommen werden? ... entschieden nicht.“ 

Von den heutigen Schwierigkeiten infolge der Kriſe ganz ab- 
geſehen, wiſſe Polen zwar, daß für längere Zeit die Agrarſtaaten 
des Donauraums als Abnehmer polniſcher Induſtrieprodukte aus- 
fielen, weil Polen ihnen weder Kredite einräumen noch ihre 
Agvarprodukte als Gegenwert annehmen könne, daß auch die pol- 
niſche Agrarausfuhr nach der Tſchechoſlowakei und Sſterreich 

Schwierigkeiten antreffen werde, da dieſe Staaten wegen ihrer 
Finanznöte die eigene Landwirtſchaft ftügen müßten. Wenn alſo 
Polen in der nächſten Zeit keine Beſſerung feiner Ausfuhr er- 
warten könne, ſo bedeute das noch keineswegs, daß es ſich mit 
dauerndem Ausſchluß von dieſen Märkten — der unausbleiblichen 
Folge dieſer Pläne — einverſtanden erklären könnte. 

Ein wirtſchaftlicher Zuſammenſchluß der 
Nachfolgeſtaaten würde aber überhaupt, „unbekümmert, 
ob mit oder ohne Stützung auf Italien, der Logik 
der realen Tatsachen nicht standhalten. 
Bekanntlich können Österreich und die Tschechoslowakei 
allein die agrarischen Überschüsse Rumäniens, Ungarns und 
Südslaviens nicht aufnehmen, und erst der deutsche Markt 
könnte — natürlich erst, wenn Deutschland aufhören würde, 
die Entwicklung seiner Agrarproduktion zu forcieren — für 
diese Überschüsse ausreichen. Die Kombination mit 


Deutschland ist politisch unmöglich, da sie 
die Keime unberechenbarer politischer Konflikte in sich birgt. 
Auch wirtschaftlich schließt... die Agrarpolitik der Hitler- 
Regierung diese Möglichkeit aus. Mehr noch die industrielle 
Expansion Österreichs und der Tschechoslowakei verläuft in 
verschiedenen Richtungen, und zwar nicht nur nach den agra- 
rischen Donauländern. Es wäre also sehr zu bezweifeln, ob 
die Tschechoslowakei und Österreich einverstanden wären mit 
der Übernahme sämtlicher Konsequenzen eines vielseitigen 
Donau-Präferenzvertrages, der sich unbedingt auf einen Sturz 
ihrer Industrie-Ausfuhr nach. .. (den übrigen Staaten) aus- 
wirken müßte, 

Vom speziell polnischen Standpunkt muß jede po- 
litische und Handelskombination an der 
Donau ohne unsere Beteiligung unser aller- 
schärfstes Veto hervorrufen. Wir haben durch den 
Präferenzvertrag mit Österreich vom 1. 3, 1933 bewiesen, daß 
wir ein an der Hilfe für diese Staaten mitwirkender Faktor 
sein können, falls man uns dies nur erlaubt. Eine Reihe von 
Staaten, die bei uns die Meistbegünstigungsklausel genießen, 
zieht es gegenwärtig vor, den formalen Standpunkt einzu- 
nehmen — und protestiert. Wir haben das Unsrige getan 
und denken nicht daran, uns infolge fremder (wie gesagt, for- 
mal begründeter) Proteste von der Mitarbeit, zu der wir meri- 
torisch voll berechtigt sind, ausschalten zu lassen. Entspre- 
chend der Normalisierung der politischen Verhältnisse im öst- 
lichen Teil Europas, der Auskristallisierung der. .. Wirt- 
schaftspolitik der einzelnen Staaten im Westen, wird es klar, 
daß Polen für seine Agrar- und Rohstoffexpansion auf den 
„nördlichen Fächer“ (Großbritannien und Skandinavien), sowie 
auf Österreich und die Tschechoslowakei rechnen kann, wäh- 
rend für unsere Industrie-Ausfuhr auf längere Sicht stets Sow- 
jetrußland und die Agrarstaaten Südosteuropas in Frage kom- 
men werden. 

Würde es sich um vorübergehende „Krisenverträge“, die 
den Schwierigkeiten der Donaustaaten durch deren gegen- 
seitige Kooperation abhelfen könnten, handeln, so könnten wir 
leichten Herzens beiseite stehen. In dem Augenblick aber, wo 
sich die Pläne dauernder Statuten abzuzeichnen beginnen, fängt 
die Frage an, uns — und zwar im höchsten Grade — zu 
interessieren. 

Besonders wichtig ist für die Sicherung 
unserer Interessen auf dieser Ebene die Auf- 
rechterhaltung der gemeinsamen politi- 
schen Linie mit Frankreich, das — ebenso wie 
wir — sich nicht nur dem österreichisch-deutschen Anschluß 
(und seinen unvermeidlichen Konsequenzen für die Agrarstaa- 
ten an der Donau), sondern auch allen aus Rom kommenden 
Plänen widersetzt.“ 

Daher ſei es ſehr zu begrüßen, daß bei dem letzten Pariſer 
Beſuch des polniſchen Außenmimiſters Beck über dieſe Frage 
zwiſchen Frankreich und Polen vollſte Einigkeit erzielt worden 
fei. („Przeglad Goſpodarczy“ Nr. 19 (1. 10. 1933), S. 690-693.) 

Gekürzte Wiedergabe dieſer Ausführungen auch in der offi- 
ziöfen „Gazeta Polska“ (Nr. 285, 15. 10. 1933). 


Die öſterreichiſch⸗polniſchen Handelsbeziehungen. 

Anläßlich der Unterzeichnung des öſterreichiſch-polniſchen Han- 
delsvertrages vom 12. 10. 1933 (Inhaltsangabe „Gageta Polska“ 
Nr. 288, 18. 10. 1933), des erſten großen Handelsvertrages unter 
dem neuen polniſchen Zolltarif, hat die polniſche Preſſe ver- 
ſchiedenklich die Entwicklung der Handelsbeziehungen zwiſchen 
beiden Ländern erörtert, („Codzienna Gazeka Handlowa“ Nr. 244, 
24. 10. 1933.) Am ausführlichften behandelt fie der frühere Han- 
delsminiſter Klarner, der derzeitige Präſident der Warſchauer 
Induſtrie- und Handelskammer (auch Präſident des kürzlich ent- 
ſtandenen Geſamtverbandes der polniſchen Handelskammern), der 
dazu u. a. ausführk: 

Beide Staaten könnten ſich infolge ihrer verſchiedenartigen 
Wirkſchaftsſtrukturen (polen ſei vorwiegend agrariſch, Sſterreich 
mehr induſtriell) vorzüglich ergänzen, und ſeien daher gleicher 
weiſe an der Aufrechterhalkung enger Handelsbeziehungen inter- 
eſſiert. Oſterreich ſei genötigt, Agrarprodukte und Brennſtoffe 
einzuführen, Polen ſei krotz ſeiner eigenen Induſtrie ein auf- 


nahmefähiger Markt für die öſterreichiſche Induſtrie. Die Han- 
delsumſätze hätten ſich in den letzten fünf Jahren ſtets für 
Polen aktiv geſtaltet, und zwar hätten die Umſätze be- 
tragen: 
1928 1929 1930 1931 1932 

Ausfuhr Polens 311,4 294,7 227,1 174,7 8,2 Mill. Zi. 
Einfuhr Polens 221,0 181,3 1275 74,9 37,7 „ „ 

Saldo ＋ 90,4 113,4 +96 +98 448,5 „ „ 

Im 1. Halbjahr 1933 habe Polens Exportüberſchuß nur 9,7 Mil- 
lionen Zloty (gegen 32,7 Millionen Zloty im 1. Halbjahr 1932) 
betragen, da der Export Polens nach Sſterreich ſchneller als die 
polniſche Ausfuhr aus Sſterreich gefallen ſei. Der Grund dieſer 
Erſcheinung ſei vor allem zu ſuchen in den — vorwiegend durch 
die öſterreichiſchen Finanznöke bedingten — Beſchränkungen der 
Einfuhr durch Sſterreich, die gleichzeitig als Handelsobjekt zur 
Sicherung von Exportkontingenten für die öſterreichiſche Induſtrie 
verwendet worden ſeien. 

Der Expork Polens nach Sſterreich ſei ein wenig differen- 
zierter Export von Maſſengütern (Vieh zuchtprodukke und Kohle 
ſtellen allein 70—80 %), er ſei daher ungewöhnlich empfindlich 
für alle Einfuhrbeſchränkungen geweſen. Wie wichtig Hfterreich 
als Abnehmer von Viehzuchtprodukten geweſen ſei, ſei daraus 
erſichklich, daß in der Zeit von 1929—1932 rund 60—80 % der 
Schweine-Ausfuhr nach Sſterreich gegangen ſeien; wie ſchädlich 
der öſterreichiſche Agrarprokekkionismus gewirkt habe, zeige der 
Rückgang der Ausfuhr von 1928—1932, von 783 000 auf 166 000 
Schweine. 

Oſterreich habe ferner 10—15 % der polniſchen Eierausfuhr 
übernommen, ferner bei einem Monatsverbrauch von 100—120 000 
to Kohle rund 15 % der polniſchen Kohlenausfuhr. Dabei ſei zu 
bedenken, daß hier — zum Unkerſchied von der Defizilausfuhr 
nach Skandinavien — die polniſchen Kohlengruben Gewinne er- 
zielt hätten. Allerdings ſei auch hier infolge der erhöhten Kon- 
kurrenz Deulſchlands und der Tſchechoſlowakei ein Rückgang zu 
verzeichnen geweſen: von 3,5 Millionen to 1929 auf 1,3 Millionen 
to 1932 (0,4 Millionen to im 1. Halbjahr 1938), von 55 9% der 
öſterreichiſchen Einfuhr im Jahre 1928 auf 40 % im Jahre 1932. 

Der Import Polens aus Sſterreich habe dagegen zu 70—80 % 
aus Induſtriefabrikaten aller Art beſtanden. 

In der Entwicklung der polniſch-öſterreichiſchen Handelsbe⸗ 
ziehungen ſeien deutlich drei Ekappen zu unkerſcheiden: 
1. die Zeit von Kriegsende bis 1923, bis zum Abſchluß des erſten 
Handelsverkrages auf Grund der Meiſtbegünſtigungsklauſel, 2, die 
Zeit bis 1925, bis zum Ausbruch des deutſch-polniſchen Zollkrie- 
ges, in der ſich die gegenſeitigen Handelsbeziehungen kon ſoli · 
diert hätten, 3. die Zeit von 1925 bis zu dem Abſchluß des vor- 
liegenden Vertrages, in der mehrere proviſoriſche Abkommen, be- 
ſonders das Abkommen vom Februar 1932 über die Zubilligung 
feſter Einfuhrkontingenke für die Einfuhr von Viehzuchtproduk⸗ 
ten, abgeſchloſſen worden ſeien. 

Die jetzt beendeten Verhandlungen, hätten ſich über 11 Mo- 
nate erſtrecht, der Abſchluß des Vertrages ſei gründlichſt vor. 
bereitet geweſen durch die Unkerſuchungen der im April 1932 
auf Initiative der polniſchen Handelskammern gebildeten polniſch⸗ 
öſterreichiſchen Studienkomitees. Dabei ji der leitende 
Gedanke für die polniſche Seite geweſen, daß 

„die Aufrechterhaltung bzw. Stärkung unserer Position auf 
dem österreichischen Markt — hauptsächlich bei dem Export 
von Viehzuchtprodukten und Kohle — sich nur erreichen läßt 
durch gewisse Sonderkonzessionen zugunsten des österreichi- 
schen Industrie-Exports nach Polen. In Verbindung damit 
müßte man intensivere Umstellung eines 
Teils unseres Imports von den Ländern, 
die unserem Export besondere Hindernisse 
bereiten, auf Österreich anstreben.“ Me 

In dieſem Sinne ſeien gegenſeilig die (hier nur ganz flüchtig 
erwähnten) Kontingente für die Einfuhr polniſcher Schweine und 
Kälber bzw. die Jollermäßigungen für öſterreichiſche Induſtrie⸗ 
jabrikate feſtgelegt worden. 

[,‚Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 249, 30. 10. 1933; Nr. 

250, 31. 10. 1933.] 
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Potnifheruffifhe handelsvertragsverhanoͤlungen! 

Entſprechend der politischen Annäherung zwiſchen Polen und 
der Sowjetunion haben auch die wirtſchaftlichen Beziehungen die⸗ 
ſer beiden Staaten in letzter Zeit eine recht erhebliche Belebung 
erfahren. Wie bereits früher (Nr. 1, S. 4*) berichtet wurde, find 
dieſe Beziehungen anfangs Oktober durch ein bis zum 1. 4. 1934 
gültiges Zoll- und Kontingentsabkommen geregelk worden. Zur 
weiteren Aktiviſierung der polniſchen Ausfuhr begibt ſich Ende 
Oktober eine Delegation des polniſchen Handwerks, vorwiegend 
der Bekleidungs-, Metall- und Lederinduſtrie im Gebiet des ehe⸗ 
maligen Kongreßpolens, nach Rußland („J. K. C.“ Nr. 294, 23. 10. 
1933, „Codzienna Gazeka Handlowa“ Nr. 239, 18. 10. 1933). 
Gleichzeitig werden Vertreter der oſtoberſchleſiſchen Induſtrie nach 
Moskau reiſen und verſuchen, für das kommende Wirtſchafts⸗ 
jahr weitere ruſſiſche Beſtellungen für die Hütteninduſtrie Oft- 
Oberſchleſiens, die auf Grund des oben erwähnten Abkommens 
rund 150 000 to Walzeiſen nach Rußland liefert, zu erlangen. 

Im Zuſammenhang mit dieſen Erkurfionen erwähnt die pol- 
niſche Preſſe die Möglichkeit, daß — eventuell ſchon in nächſter 
Zukunft — zwiſchen Polen und der Sowjetunion Verhandlungen 
über den Abſchluß eines umfaſſenden Handelsverkrages aufge- 
nommen werden ſollen. 

„ Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 248, 28. 10. 1933. 


Goͤingen als hafen für die Tſchechoſlowakei. 

Seit langem iſt Polen bemüht, die Tſchechoſlowakei (3. B. 
durch Einräumung einer Freihafenzone) feſter an den „jlavi- 
ſchen Hafen“ zu binden, nicht ohne Erfolg, wie die recht er- 
heblichen Ladungen von und nach der Tſchechoſlowakei über Gdin⸗ 
gen beweiſen. Als Ganzes aber erſcheinen die Ergebniſſe immer 
noch ungenügend, daher werden die Bemühungen, die Tſchecho⸗ 
ſlowakei für Gdingen, das zum „Hamburg der Oſtſee“ 
werden ſoll, zu intereſſieren, unermüdlich fortgeſetzt. Welcher Mit- 
lel ſich dabei die polniſche Propaganda bedient, erhellt z. B. aus 
den doppelſprachigen Werbenum mern, die die 
„Codzienna Gazeka Hondlowa“ bei verſchiedenen Anläſſen — zur 
Prager Frühjahrsmeſſe, zum Jahrestage des Verſailler Vertra- 
ges, der in Polen als „Feſt des Meeres“ gefeiert wird, kürzlich 
gelegentlich der Aufnahme von Handelsverkragsverhandlungen 
zwiſchen Polen und der Tſchechoſlowakei — herausgegeben hat. 


In dieſer letzten Werbenummer führt z. B. der Präſident des 


Gdingener Maklerverbandes, A. Cienciala, aus: Das Inkereſſe 
der Tſchechoſlowakei für Gdingen habe politiſche wie wirtſchaft⸗ 
liche Gründe, aber erfreulicherweiſe begänne die Erkenntnis der 
wirkſchaftlichen Intereſſenverbindung das für die Wirtſchaft wenig 
wirkſame Gefühlsmoment der Skammwerwandtſchaft zu verdrän- 
gen. Die einſeitige Abhängigkeit von den deutſchen Häfen werde 
von der Wirtſchaft der Tſchechoſlowakei als ſehr läſtig und wegen 
der Gefahr der Blockade im Kriegsfalle als gefährlich empfunden. 
Wenn allerdings die Benutzung des Gdingener 
Hafens durch die Tſchechoſlowakei bisher 
immer noch ungenügend fei, fo 

„nur weil die deutschen Häfen und Bahnen einen scharfen 
Kampf gegen Gdingen führen und ihre Tarifsätze auf einen 
solchen Stand herunterschrauben, daß sie häufig gesunder 
kaufmännischer Kalkulation nicht mehr standhalten . .“ 

Die Tarifpolitik der polniſchen Eiſenbahnen habe Gdingen bis- 
her nur Ladungen aus den öſtlichen Gebieten der Tſchechoflowakei 
ſichern können. Wie der erbitterte Tarifkampf zwiſchen den pol- 
niſchen und deutſchen Bahnen, deſſen Nutznießer die Tſchechen 
ſeien, enden werde, ſei noch nicht zu überſehen; einen Erfolg für 
Polen könnte wohl nur eine erneute Revifion der polniſchen 
Tarife erbringen. 

Der Vizepräſident der Gdingener Handelskammer, Dr. 
Smolen, führt über die „Möglichkeiten tschecho- 
slowakisch- polnischer Wirtschaftskoopera- 
tion“ aus: Das frühere Hindernis der Zuſammenarbeit — der 
Aktivſaldo zugunſten Polens — ſei durch die erhöhte Einfuhr 
kſchechiſcher Induſtriefabrikate nach Polen nahezu verſchwunden. 
Dieſe aber ſei nicht nur durch den Boykott deutſcher Waren er- 
öglicht worden, ſondern vor allem durch polniſche Konzeffionen, 
Hie den Zweck verfolgt hätten, als Gegenwert kſchechiſche Ladun- 
gen für Gdingen zu erlangen. 


48% 


Der kſchechiſche Nachbar ſei bisher verurteilt geweſen, für Ein- 
und Ausfuhr deutſche oder italieniſche Häfen zu benutzen, in bei- 
den Fällen beſtände die Gefahr der Blockade. Wenn nun die 
Tſchechen daran dächten, ſtatt dieſer Häfen Gdingen zu benutzen, ſo 
„wissen sie, daß es uns sehr daran liegt, 
ihre Ladungen zu erhalten, Daher versuchen 
sie, bei dieser Gelegenheit die weitgehendsten Vorrechte zu 
erlangen, die wir ihnen schließlich in gewissem Maße werden 
zubilligen müssen“ 

Nachdem Gdingen bereits manchen Transport für die Tſchecho⸗ 
ſlowakei erledigt habe, ſei es jetzt Zeit, feſtere Grund 
lagen für dieſen Verkehr zu ſchaffen. Darauf könnten hin- 
wirken: die Errichtung eines kſchechoſlowakiſchen Konjulats in 
Gdingen, ferner — möglichſt noch vorher — die Bildung eines 
tſchechoſlowakiſch-polniſchen Handelskomitees, endlich die Errich- 
tung von Dauerausſtellungen über die Abſatzmöglichkeiten kſchechi— 
ſcher Waren in Polen, über die Vorteile des Gdingener Hafens 
für die Tſchechoflowakei. Aber größte Eile ſei notwendig! Daß 
Polen trotz aller Konferenzen und individuellen Werbe-Aktionen 
den erhofften Erfolg noch nicht erreicht hat, ergibt ſich auch aus 
den Darlegungen des 2. Vizepräfidenten der Gdingener Kammer, 
des Konſuls Byczkowski, betr. die „Wirtschaftliche 
Expansion der Tschechoslowakei über den 
Gdingener Hafen,“ worin es nach wiederholtem Hin— 
weis auf die Gefahren, die der Tſchechoſlowakei aus der vor- 
wiegenden Benutzung der deutſchen Häfen erwachſen ſollen, heißt: 

„Es ist allerhöchste Zeit, von platonischen Be- 
teuerungen, die ihre Quelle in der gemeinsamen Stammeszu- 
gehörigkeit haben, zu realeren Taten überzugehen, die nicht 
nur den eigenen Vorteil, sondern auch den des Kontrahenten 
bedenken. Die Staatsraison gebietet den tschechoslowakischen 
Industriellen, die Abhängigkeit von den deutschen Häfen zu 
vermeiden, umso mehr als sie seit mehreren Jahren die Mög- 
lichkeit besitzen, ihre See-Interessen auf den Hafen des slavi- 
schen Brudervolkes zu stützen, das alle Mühe daranwendet, 
damit die Bedingungen für die Arbeit mit dem Gdingener Ha- 
ten nicht bloß die gleichen wie in anderen Häfen, sondern 
“sssere seien. Die Tschechen haben eine ganze Reihe von 
Vorteilen, wie konkurrenzfähige Eisenbahntarife, niedrigere 
Hafen bühren usw. erhalten, und trotzdem gehen Hundert- 
tan onde von Tonnen Ladung über Bremen—Hamburg—Stet- 
tun Ladungen, von denen ein bedeutender Teil erfolgreich von 
Gdingen bewältigt werden könnte ... 

[„Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 231, 8./9. 10. 1933.] 


Ablenkung der polniſchen Friſchheringseinfuhr 
von Hamburg nach Goͤingen. 

Die Maßnahmen Polens zur Ablenkung der Heringseinfuhr 
nach Gdingen find von beachtlichem Erfolg gekrönt worden: neuer 
dings werden über Gdingen nicht nur in recht erheblichen Men- 
gen (vom 1. 7. 1932 — 30. 6. 1933) Salzheringe — für Polen, 
jowie zum Weiterverſand z. B. nach der Tihechojlowakei oder 
Rumänien — eingeführt, ſondern auch Friſchheringe („grüne 
Heringe“) zur Konſerven- Verarbeitung, die bisher ihren Weg 
ausſchließlich über Hamburg genommen haben. Über dieſe erfolg- 
reiche Aus ſchaltung Hamburgs hat ſich kürzlich der 
Leiter der Fiſch-Kühlhalle in Gdingen, B. Solkowski, u. a. wie 
folgt geäußert: 

Der bisherige Einfuhrweg über Hamburg (von dort über die 
Landgrenze) habe die aus Norwegen oder England bezogenen 
Friſchheringe unnölig verteuert. Die Bemühungen polniſcher 
Wirkſchaftskreiſe, dieſe koſtſpielige deutſche Vermittlung auszu- 
ſchalten, würden durch den neuen Zolltarif, der bei der Einfuhr 
über die Landgrenze die Zölle gegenüber den für die Einfuhr 
über Gdingen gültigen Sätzen auf das Vierfache feſtgelegt habe, 
ſehr gefördert. Zur Abwehr dieſer Maßnahme hätten aber die 
Hamburger Firmen ihren bisherigen Abnehmern in Polen die 
Rückerftattung dieſer Zolldifferenz angeboten bzw. auch vorge- 
ſchlagen, die weiterhin von ihnen zu beziehenden Heringstrans- 
porte zwar über Gdingen, jedoch erſt nach Umladung in Hamburg, 
einzuführen. Dieſe — bei einigen Abnehmern, beſonders in Po- 
ſen, erfolgreichen! — Bemühungen Hamburgs, ſeine Vermittler⸗ 
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rolle weiter zu bewahren, feien für Polen durchaus überflüffig, 
weil durch die Umladung ſowohl die Zeitdauer der Transporte 
als auch ihre Koſten beträchtlich erhöht würden. 

„Es ist für uns unverständlich, daß an diejenigen polnischen 
Abnehmer, die das listige, dabei für unsere lebenswichtigen 
Wirtschaftsinteressen 1er schädliche Spiel der Hamburger 
Vermittler bisher nicht! #rchschaut haben, Genehmigungen zur 
Einfuhr von Frischheringen aus England über Hamburg er- 
teilt werden ... Denn alle diese Maßnahmen der Hamburger 
Vermittler zielen darauf ab, unsere Mühen zur Befreiung von 
der kostspieligen Vermittlung zunichte zu machen .. 

[,Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 245, 25. 10. 1933. 


Möglichkeiten polniſch⸗norwegiſcher Zufammenarbeit 
auf dem Gebiet der Seefiſcherei. 

Trotz der ſchlechten Erfahrungen, die Polen mit dem heute in 
Gdingen arbeitenden ausländiſchen, beſonders auch norwegiſchen 
Kapilal, gemacht hat (vergl. den Bericht in Nr. 3, S. 14“, wozu 
übrigens die dort genannte Quelle weitere Enthüllungen ankün- 
digt! „Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 245, 25. 10. 1933) wer- 
den von polniſcher Seite unenlwegk weitere Verſuche zur Förde- 
rung der Zuſammenarbeit mit norwegiſchen Wirtſchaftskreiſen 
unternommen. Da gegenwärtig der Leiter der Seefiſcherei- Abtei- 
lung im norwegiſchen Handelsminiſterium Polen bereift (in Er- 
widerung des Beſuches, den kürzlich der Direktor des Fiſcherei— 
departements im polniſchen Handelsminiſterium Norwegen abge- 
ſtattet hat), benutzt der Verſaſſer der früher erwähnten Anklage 
gegen das in Gdingen fäfige Auslandskapital dieſe Gelegenheit, 
um weitere Möglichkeiten einer polniſch-norwegiſchen Koopera- 
tion zu erörtern, z. B. durch Anlage einer Tranraffinerie in 
Gdingen, durch den Bau von Lägern und Kühlhallen für die Ein- 
fuhr von Friſch- und Salzheringen, eventuell durch Errichtung 
von Fiſchkonſervenfabriken in Gdingen, zumal eine ſolche engere 
Zuſammenarbeit auch die Ausſichten für die polniſche Warenaus- 
fuhr nach Norwegen erheblich ſteigern könnte. 

[,Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 246, 26. 10. 1933.] 


Regulierung der landwirtſchaftlichen verſchulöͤung durch 
Abtretung von Land für Siedlungszwecke. 

Zu den begükerkſten unter den polniſchen Magnatenfamilien 
gehören unſtreitig die Grafen Zamoyski, in deren Beſitz ſich 
mehrere bedeutende, ſchon ſeit Jahrhunderten beſtehende Fidei— 
kommiſſe, deren größtes nicht weniger als 86 000 ha umfaßt, 
befinden; und es erregte nicht wenig Auffehen in Polen, als vor 
einigen Wochen durch eine beſondere Verordnung des polniſchen 
Staatspräfidenten es dem Grafen Moritz Zamoyski geſtattet 
wurde, von dieſer größten Herrſchaft rund 45000 ha zur Requ- 
lierung der darauf laſtenden Schulden abzutrennen. („J. K. C.“ 
Nr. 274, 3. 10. 19383.) Dieſes Ereignis ſoll nun nicht vereinzelt 
bleiben, denn vor kurzem hat der polniſche Miniſterrat den Text 
einer von dem Staatspräſidenten zu erlaſſenden Verordnung mit 
Geſetzeskraft beſchloſſen, die folgenden Inhalt haben ſoll: 

Die Regierung wird ermächtigt, zur Deckung von rückſtän⸗ 
digen Steuern, öffentlichen Abgaben, ſtaatlichen Krediten und — 
auf Antrag der Gläubiger! — Forderungen ſtaatlicher und pri- 
vater Banken, ſowie öffentlicher Verſicherungsinſtituke, Land zu 
übernehmen, ſofern dieſes zu Gütern von über 200 ha gehört, 
ſomit für Siedlungszwecke brauchbar iſt, oder es unbebaut in 
Stadtnähe liegt, alſo für die Stadterweiterung in Frage kommt. 
Das Verfahren über die zwangsweiſe Schuldenregulierung durch 
Landabtretung erfolgt durch die zuſtändige Finanzkammer auf 
Entſcheidung des Wojewoden, die ergehen kann, falls der Be- 
ſitzer mindeſtens ein Jahr mit feinen Leiſtungen rückſtändig iſt. 
(„Polonia“ Nr. 3251, 27. 10. 1933.) Die Übernahme ſoll zu einem 
Wert erfolgen, der % der Schätzung für die Staatliche Landwirt- 
ſchaftsbank (Polski Bank Rolnp) nicht überſteigt. („Codgienna 
Gazela Handlowa“ Nr. 243, 23. 10. 1933.) 

Wie weit dieſe neue Verordnung, die von ſehr großer Be- 
deutung für die Durchführung der polniſchen Siedlungspläne, be- 
ſonders in den national gemiſchten Gebieten an der Weſt- und 
Oſtgrenze des polniſchen Staates werden kann, Anwendung fin- 
den wird, iſt allerdings noch nicht abzuſehen. 
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